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Für alle Steuerpflichtigen

Steuerinformationen für Oktober 2024
Spätestens ab 2025 müssen Banken bei 
Währungsgewinnen aus verzinslichen 
Fremdwährungskonten Abgeltungsteuer  
i. H. von 25 % einbehalten und dies in der 
Jahressteuerbescheinigung ausweisen.  
Die Zeit, als solche Konten oft „unter dem 
Radar“ des Finanzamts liefen, ist damit 
vorbei.

Darüber hinaus ist in diesem Monat  
auf folgende Aspekte hinzuweisen: 

Wird ein Grundstück teilentgeltlich (z. B. 
im Rahmen der vorweggenommenen 
Erbfolge) innerhalb der zehnjährigen 
Veräußerungsfrist übertragen, führt dies 
nach bisheriger Sichtweise hinsichtlich 
des entgeltlichen Teils zu einem steuer-
pflichtigen Veräußerungsgeschäft. Das 
Finanzgericht Niedersachsen sieht dies 
aber anders und damit steuerzahler-
freundlicher.

Das Finanzgericht Düsseldorf musste  
sich jüngst mit der Steuerermäßigung  
für Handwerkerleistungen befassen.  
Es entschied: Vorauszahlungen können  
nur dann berücksichtigt werden, wenn sie 
marktüblich sind – und dies ist eine An- 
zahlung „ins Blaue hinein“ ohne jegliche 
Aufforderung des Leistungserbringers 
nicht. 

Für Aussetzungszinsen gilt ein Zinssatz  
von 6 % p. a. (0,5 % pro Monat). Diese  
Höhe hält der Bundesfinanzhof für ver- 
fassungswidrig und hat daher das Bundes-
verfassungsgericht angerufen.

Diese und weitere interessante  
Informationen finden Sie in  
der Ausgabe für Oktober 2024. 

Viel Spaß beim Lesen!

TOP Steuerberater 2024
Die Kanzlei Epple, Dr. Hörmann & Kolle-
gen (EHK) wurde von der Redaktion des 
Wirtschaftsmagazins FOCUS MONEY in 
der Ausgabe 24/2024 wiederholt als eine 
der führenden großen Steuerkanzleien  
in Deutschland ausgezeichnet. In einer 
bundesweiten Umfrage wurden mehr als 
100.000 Steuerexperten zu den Themen 
Qualifikation, Spezialisierung und fach- 
liches Know-how befragt, wobei EHK wie 
in den Vorjahren überzeugen konnte. 

An
unsere geschätzten Mandanten
und Freunde der Kanzlei

Epple, Dr. Hörmann & Kollegen, StB, RAe. Morellstraße 33, 86159 Augsburg
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Für alle Steuerpflichtigen

Doch keine Besteuerung  
teilentgeltlicher Grundstücksübertragungen im Privatvermögen?
Wird ein Grundstück teilentgeltlich (z. B.  
im Rahmen einer vorweggenommenen 
Erbfolge) innerhalb der zehnjährigen Ver
äußerungsfrist des § 23 Einkommensteuer-
gesetz (EStG) übertragen, führt dies nach 
bisheriger Sichtweise hinsichtlich des 
entgeltlichen Teils zu einem steuerpflich
tigen Veräußerungsgeschäft. Das Finanz
gericht Niedersachsen meint aber, dass  
§ 23 EStG bei einer teilentgeltlichen Über-
tragung unterhalb der historischen An-
schaffungskosten keine Anwendung findet.

Hintergrund: Private Veräußerungsge
schäfte mit Grundstücken, bei denen der 
Zeitraum zwischen Anschaffung und Ver
äußerung nicht mehr als zehn Jahre be-
trägt, unterliegen der Besteuerung im  
Sinne des § 23 EStG. Ausgenommen sind 
aber Wirtschaftsgüter, die

· ��im Zeitraum zwischen Anschaffung und 
Veräußerung ausschließlich zu eigenen 
Wohnzwecken (1. Alternative) oder

· ��im Jahr der Veräußerung und in den  
beiden vorangegangenen Jahren zu  
eigenen Wohnzwecken (2. Alternative) 
genutzt wurden.

Bisherige Rechtslage

Bei teilentgeltlicher Übertragung kann  
sich ein steuerpflichtiges Veräußerungsge-
schäft hinsichtlich des entgeltlichen Teils 
ergeben. Hier ist nach Ansicht des Bundes-
finanzministeriums die Trennungstheorie 
anzuwenden. 

Beispiel

V ist Eigentümer eines unbebauten Grund-
stücks, das er zum 1.8.2018 für 100.000 EUR 
angeschafft hat. Er überträgt das Grund-
stück im Rahmen der vorweggenommenen 
Erbfolge zum 1.1.2024 auf seinen Sohn S, 
der das Grundstück bebauen will. Das 
Grundstück hat zum Übertragungszeit- 
punkt einen Verkehrswert von 180.000 EUR. 
Entsprechend muss S seine Schwester  
mit 90.000 EUR auszahlen.

V hat das Grundstück innerhalb des Zehn-
jahreszeitraums des § 23 EStG hinsichtlich 
des Gleichstellungsbetrags teilentgeltlich 
(zu ½) an S veräußert und erzielt in diesem 
Umfang einen steuerpflichtigen Veräuße-
rungsgewinn. Dieser beträgt 40.000 EUR 
(90.000 EUR Teilentgelt abzüglich der 
hälftigen Anschaffungskosten von 50.000 
EUR). Der unentgeltlich übertragene Teil 
löst bei V keine Steuerpflicht aus. Aller- 
dings gehen die Besteuerungsmerkmale 
(Anschaffung am 1.8.2018 zu 50.000 EUR) 
auf S als unentgeltlichen Rechtsnachfolger 
über.

Das Finanzgericht Niedersachsen hat es 
nun in einem vergleichbaren Fall abgelehnt, 
die teilentgeltliche Grundstücksübertragung 
der Besteuerung nach § 23 EStG zu unter-
werfen. Das Finanzgericht verweist hierzu  
u. a. auf die Rechtsprechung des Bundesfi-
nanzhofs, wonach die gänzlich unentgeltli-
che Übertragung einer Immobilie im Wege 
der vorweggenommenen Erbfolge nicht  
den Tatbestand des § 23 EStG erfüllt –  

und zwar selbst dann, wenn die auf diese 
Weise begünstigten Kinder die Immobilie 
alsbald weiterveräußern. 

Das Finanzgericht kommt nun zu dem 
Ergebnis, dass auch die teilentgeltliche 
Übertragung im Wege der vorweggenom-
menen Erbfolge aus dem Tatbestand des 
§ 23 EStG ausscheidet.

Bei einer teilentgeltlichen Grundstücks-
übertragung realisiert der Schenker keinen 
tatsächlichen Wertzuwachs. Ein nach § 23 
EStG zu besteuernder Gewinn kann nicht 
entstehen, da der Ertragsteuer keine Ver-
mögensverschiebungen im Privatvermögen 
unterliegen. Ein Wertzuwachs erfolgt nur 
beim Beschenkten, der damit den Regula
rien des Erbschaftsteuer- und Schenkung-
steuergesetzes (unter Berücksichtigung 
etwaiger Freibeträge) unterliegt.

Merke: Die Finanzverwaltung hat gegen die 
Entscheidung die Revision eingelegt. Man 
darf gespannt sein, wie die Entscheidung 
des Bundesfinanzhofs ausfallen wird. In 
geeigneten Fällen sollten Steuerpflichtige 
ihre Steuerbescheide im Einspruchsweg 
offenhalten und auf die gesetzliche Ver
fahrensruhe verweisen.

Quelle: FG Niedersachsen,  
Urteil vom 29.5.2024, Az. 3 K 36/24,  
Rev. BFH: Az. IX R 17/24, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 243483; BMF-Schreiben  
vom 26.2.2007, Az. IV C 2 - S 2230 -  
46/06 IV C 3 - S 2190 - 18/06;  
BFH-Urteil vom 23.4.2021, Az. IX R 8/20

Für alle Steuerpflichtigen

Handwerkerleistungen:  
Keine Steuerermäßigung bei eigenmächtiger Vorauszahlung
Aufwendungen für Handwerkerleistungen 
sind bei einer Vorauszahlung nicht steuer-
begünstigt, wenn diese im Veranlagungs-
zeitraum vor Ausführung der Handwerker-
leistungen eigenmächtig erbracht wird.  
Dies hat das Finanzgericht Düsseldorf 
entschieden.

Hintergrund: Für die Inanspruchnahme  
von Handwerkerleistungen erhalten Steuer-
pflichtige eine Steuerermäßigung in Höhe 
von 20 % der Aufwendungen (nur Lohn- 
kosten), höchstens jedoch 1.200 EUR im 
Jahr (§ 35a Abs. 3 Einkommensteuergesetz 
(EStG). Die Steuerermäßigung setzt voraus, 
dass der Steuerpflichtige eine Rechnung 
erhält und die Zahlung auf das Konto des 
Erbringers der Handwerkerleistung erfolgt.

Nach der Entscheidung des Finanzgerichts 
Düsseldorf genügt eine per E-Mail seitens 
des Auftraggebers mitgeteilte und eigen-

mächtig vorgenommene Vorauszahlung 
dem Rechnungserfordernis des § 35a  
Abs. 5 S. 3 EStG nicht. Im Streitfall hatte ein 
Ehepaar in den letzten Tagen des Jahres 
2022 einen Abschlagsbetrag – ohne Auf- 
forderung des Handwerksbetriebs – über-
wiesen, obwohl die Arbeiten erst im Jahr 
2023 durchgeführt und auch dann erst in 
Rechnung gestellt werden sollten.

Vorauszahlungen können nur dann steuer-
lich berücksichtigt werden, wenn sie mark-
tüblich sind. Eine Anzahlung ohne jegliche 
Aufforderung des Leistungserbringers, 
mithin letztlich „ins Blaue hinein“, ist weder 
als marktüblich noch als sonst sachlich 
begründet anzusehen.

Quelle: FG Düsseldorf, Urteil vom 18.7.2024, 
Az. 14 K 1966/23 E, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 243273

Für alle Steuerpflichtigen

Steuertipps  
für Existenzgründer
Bei der Unternehmensgründung gibt es 
viele (steuerliche) Dinge zu beachten. 

Eine aktuelle Broschüre des Finanzministe-
riums Mecklenburg-Vorpommern (Stand: 
Juni 2024) kann hier Hilfestellung leisten. 

Es werden insbesondere folgende Aspekte 
thematisiert: Wahl der Rechtsform,  
Steuerarten/-erklärungen, Buchführung, 
Aufzeichnungen und Gewinnermittlung 
sowie Pflichten als Arbeitgeber. 

Die Broschüre kann unter  
www.iww.de/s11558 als PDF-Datei  
heruntergeladen werden.



3

Für alle Steuerpflichtigen

Vorlage an das Bundesverfassungsgericht: Sind Aussetzungszinsen von 6 % p. a. verfassungswidrig?
Für Aussetzungszinsen gilt ein gesetzlicher 
Zinssatz von 6 % p. a. (0,5 % pro Monat). 
Diese Höhe hält der Bundesfinanzhof  
für verfassungswidrig und hat daher das 
Bundesverfassungsgericht angerufen. 
Ein Einspruch und eine Klage haben im 
Steuerrecht grundsätzlich keine aufschie-
bende Wirkung. Das bedeutet: Der Steuer-
pflichtige muss die festgesetzte Steuer 
zunächst zahlen. 

Beachten Sie: Auf Antrag soll aber eine 
Aussetzung erfolgen, wenn ernstliche 
Zweifel an der Rechtmäßigkeit des ange-
fochtenen Verwaltungsakts bestehen oder 
wenn die Vollziehung für die betroffene 
Person eine unbillige, nicht durch überwie-
gende öffentliche Interessen gebotene Härte 
zur Folge hätte. Diese sogenannte Aus
setzung der Vollziehung (AdV) ist in § 361  
der Abgabenordnung (AO) geregelt.

Für den Steuerpflichtigen bedeutet das,  
dass er die Steuer zunächst nicht zahlen 
muss. Es droht aber eine Belastung mit

 Zinsen, wenn sein Rechtsmittel endgültig 
ohne Erfolg bleibt und er die Steuer „nach-
träglich“ zahlen muss. Er hat dann nämlich 
für die Dauer der AdV und in Höhe des aus- 
gesetzten Steuerbetrags Zinsen i. H. von  
0,5 % pro Monat (6 % p. a.) zu entrichten.  
Die Höhe dieser Aussetzungszinsen regelt  
§ 237 i. V. mit 238 Abs. 1 S. 1 AO.

Es gibt aber auch andere Verzinsungstat
bestände, z. B. für Steuererstattungen  
und Steuernachzahlungen. Hier war der 
Gesetzgeber infolge eines Beschlusses des 
Bundesverfassungsgerichts vom 8.7.2021 
verpflichtet, den Zinssatz von 0,5 % pro 
Monat bzw. von 6 % p. a. anzupassen. Da  
sich der Beschluss des Bundesverfassungs-
gerichts allerdings nicht auf die Ausset-
zungszinsen und andere Teilverzinsungstat-
bestände erstreckte, wurde der Gesetzgeber 
nur bei den Nachzahlungs- und Erstattungs-
zinsen tätig. Hier beträgt der Zinssatz seit 
dem 1.1.2019 nunmehr lediglich 0,15 % pro 
Monat bzw. 1,8 % pro Jahr. 

Nach Auffassung des Bundesfinanzhofs ist 
ein Zinssatz i. H. von 6 % p. a. für Ausset-
zungszinsen im Zeitraum vom 1.1.2019 bis 
zum 15.4.2021 mit dem Grundgesetz unver-
einbar. Zumindest während einer anhalten-
den strukturellen Niedrigzinsphase ist dieser 
Zinssatz der Höhe nach evident nicht (mehr) 
erforderlich, um den durch eine spätere 
Zahlung typischerweise erzielbaren Liqui
ditätsvorteil abzuschöpfen.

Zudem werden Steuerpflichtige, die AdV-
Zinsen schulden und Steuerpflichtige, die 
Nachzahlungszinsen entrichten müssen,  
seit dem 1.1.2019 ungleich behandelt. 

Diese Zinssatzspreizung ist für den  
Bundesfinanzhof verfassungsrechtlich  
nicht gerechtfertigt.

Quelle: BFH, Beschluss vom 8.5.2024,  
Az. VIII R 9/23, unter www.iww.de,  
Abruf-Nr. 243349; BFH, PM Nr. 34/24 vom 
22.8.2024; BVerfG, Beschluss vom 8.7.2021, 
Az. 1 BvR 2237/14, Az. 1 BvR 2422/17
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Für Kapitalanleger

Fremdwährungskonten: Neue Meldepflichten der Banken bringen Anleger ggf. unter Zugzwang
Währungsgewinne/-verluste aus der Veräuße-
rung oder Rückzahlung einer verbrieften oder 
unverbrieften verzinslichen Kapitalforderung 
oder eines verzinslichen Fremdwährungsgut-
habens (verzinsliches Fremdwährungskonto) 
sind den Einkünften aus Kapitalvermögen  
zuzurechnen. Diese neue Sichtweise des 
Bundesfinanzministeriums bedeutet im  
Kern Folgendes: Künftig müssen Banken bei 
Gewinnen aus verzinsten Fremdwährungs- 
guthaben Abgeltungsteuer i. H. von 25 % 
einbehalten (unter Berücksichtigung eines 
ggf. erteilten Freistellungsauftrags) und dies 
in der Jahressteuerbescheinigung ausweisen. 
Die Zeit, als solche Konten häufig „unter dem 
Radar“ des Finanzamts liefen, ist damit vorbei.

Die Erträge aus der Kapitalanlage selbst 
unterliegen der Abgeltungsteuer i. H. von  
25 %. Den Steuerabzug nimmt die Bank vor. 
Dies ist und bleibt auch so. Bei Währungsge-
winnen/-verlusten aus verzinsten und nicht 
verzinsten Fremdwährungsguthaben verhält 
es sich aber anders. Diese unterliegen als 
privates Veräußerungsgeschäft der Besteue-
rung, wenn sie innerhalb der einjährigen 
Haltefrist erzielt werden (ansonsten sind sie 
steuerfrei). Etwaige Gewinne unterliegen  
nicht der Abgeltungsteuer, sondern dem 
individuellen Steuersatz.

Beachten Sie: Gewinne bleiben steuerfrei, 
wenn der aus den privaten Veräußerungs- 
geschäften erzielte Gesamtgewinn im Kalen-
derjahr weniger als 1.000 EUR betragen hat. 
Verluste können nur mit anderen positiven 
Einkünften aus privaten Veräußerungsge-
schäften verrechnet werden.

Merke: Weil die Banken für die vorgenannten 
steuerpflichtigen Währungsgewinne keinen 

Steuerabzug vornehmen, müssen Anleger 
diese eigenständig in ihrer Einkommensteuer-
erklärung deklarieren.

Mit Schreiben vom 19.5.2022 hat das Bundes-
finanzministerium seine Sichtweise geändert. 
Danach sind Währungsgewinne aus verzins
lichen Fremdwährungskonten nun den Ein-
künften aus Kapitalvermögen zuzurechnen. 
Somit müssen die Banken etwaige Gewinne 
(unabhängig von der Haltedauer) der Ab
geltungsteuer (25 %) unterwerfen. 

Beachten Sie: Die neue Sichtweise gilt „nur“ 
für verzinste Fremdwährungsguthaben.  
Das heißt: Bei Währungsgewinnen/-verlusten 
aus der Veräußerung oder Rückzahlung einer 
unverbrieften und unverzinslichen Kapital
forderung oder eines unverzinslichen Fremd-
währungsguthabens bleibt es bei der bis
herigen Handhabung. 

Zudem kann bei Fremdwährungsguthaben  
auf Zahlungsverkehrskonten (beispielsweise 
Girokonten, Basiskonten, Girocard), Kredit
karten und digitalen Zahlungsmitteln unter-
stellt werden, dass diese ausschließlich als 
Zahlungsmittel eingesetzt werden und keine 
Einkunftserzielungsabsicht im Rahmen der 
Einkünfte aus Kapitalvermögen vorhanden ist. 
Eine Erfassung von Währungsgewinnen/-ver-
lusten für Zahlungsmittel scheidet daher aus. 
Lediglich die mit diesen Fremdwährungs
guthaben erzielten Zinsen unterliegen einer 
Besteuerung im Rahmen der Einkünfte aus 
Kapitalvermögen.

Das vorgenannte Schreiben vom 19.5.2022 ist 
auf Kapitalerträge, die nach dem 31.12.2008 
zufließen, sowie erstmals für den Veranla-
gungszeitraum 2009 anzuwenden. Für den 
Kapitalertragsteuerabzug wird es aber nicht 

beanstandet, wenn die neue Sichtweise zu  
den verzinslichen Fremdwährungskonten  
erst ab dem 1.1.2024 angewendet wird. Für  
die erstmalige Anwendung ist dabei auf den 
Anschaffungszeitpunkt der Kapitalforderung 
abzustellen.

Beachten Sie: Diese Übergangsregelung 
wurde durch das Bundesfinanzministerium 
jüngst um ein Jahr verlängert. Somit sind 
Banken spätestens ab 2025 dazu verpflichtet, 
die neue Sichtweise der Finanzverwaltung 
umzusetzen.

Durch den automatischen Steuerabzug der 
Banken und dem entsprechenden Ausweis  
in der Jahressteuerbescheinigung erfährt  
das Finanzamt nun auch von den in fremder 
Währung geführten verzinslichen Konten.  
Das heißt: Haben Kapitalanleger in der 
Vergangenheit keine Währungsgewinne in 
ihrer Einkommensteuererklärung als priva- 
tes Veräußerungsgeschäft deklariert, aber 
bescheinigt die Bank ab 2025 entsprechende 
Vorgänge, dann kann es zu Rückfragen durch 
das Finanzamt kommen.

Doch was ist jetzt zu tun? Grundsätzlich gilt: 
Vorsorge ist besser als Nachsorge. Deshalb 
kann es in einem ersten Schritt ratsam  
sein, zu prüfen, ob es in der Vergangenheit 
versäumt wurde, Währungsgewinne in der 
privaten Einkommensteuererklärung als 
privates Veräußerungsgeschäft zu deklarie-
ren. Falls dies der Fall sein sollte, ist ggf.  
eine Nacherklärung angezeigt.

Quelle: BMF-Schreiben vom 19.5.2022,  
Az. IV C 1 - S 2252/19/10003 :009, Rn. 131  
und 325; BMF-Schreiben vom 11.7.2023,  
Az. IV C 1 - S 2252/19/10003 :013, Rn. 325
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Für Unternehmer

E-Rechnung:  
Neue Regeln gelten auch für Vereine
Ab dem 1.1.2025 müssen Unternehmen in 
Deutschland elektronische Rechnungen 
(E-Rechnungen) ausstellen, wenn sie 
anderen Unternehmen (z. B. Einzelhandel, 
Gewerbebetriebe, gemeinnützige Einrich-
tungen) Waren verkaufen oder Dienstleis-
tungen erbringen. Diese Neuregelung gilt 
auch für gemeinnützige Vereine.

Merke: In einer Mitteilung vom 16.8.2024  
hat das Finanzministerium Mecklen-
burg-Vorpommern wichtige Informationen 
für Vereine zur elektronischen Rechnung 
zusammengestellt. 

Dabei geht es um gemeinnützige Vereine  
als Rechnungsersteller (mit diversen 
Übergangsfristen) sowie als Rechnungs-
empfänger (hier sind keine Übergangs- 
regelungen vorgesehen).

Das Bundesfinanzministerium hat ein 
Anwendungsschreiben für den Beginn  
des 4. Quartals 2024 angekündigt.  
Ein Entwurfsschreiben gibt es bereits  
(unter www.iww.de/s11125).

Quelle: FinMin Mecklenburg-Vorpommern, 
Mitteilung vom 16.8.2024,  
unter www.iww.de/s11554

Für Unternehmer

Höhere Freigrenze bei Geschenken  
gilt auch bei der Umsatzsteuer
Geschenke an Geschäftspartner und  
Kunden sind nur dann steuermindernde 
Betriebsausgaben, wenn eine Grenze 
eingehalten wird. Diese wurde mit Wirkung 
zum 1.1.2024 von 35 EUR auf 50 EUR er- 
höht. Diese Freigrenze gilt auch umsatz-
steuerlich. Daher wurde der Umsatz- 
steuer-Anwendungserlass angepasst.

Hintergrund

Für den Vorsteuerabzug kommt es (wie 
beim Betriebsausgabenabzug) auf die Höhe 
der Aufwendungen der Geschenke für  
jeden einzelnen Empfänger im Jahr an.  
Das bedeutet: Übersteigen die Aufwendun-
gen 50 EUR nicht, ist der Vorsteuerabzug 
nach den Maßgaben des § 15 Umsatz- 
steuergesetz zulässig.

Beachten Sie: Sind Unternehmen zum 
Vorsteuerabzug berechtigt, ist die 50 
EUR-Grenze eine Nettogrenze, ohne  
Vorsteuerabzugsberechtigung handelt es 
sich um eine Bruttogrenze.

Beispiel

Geschäftsfreund A erhält von der B-GmbH 
ein Geschenk im Wert von 55 EUR (inklusive 
19 % Umsatzsteuer). Ein weiteres Geschenk 
an A ist für 2024 nicht vorgesehen. Da die 
B-GmbH zum Vorsteuerabzug berechtigt ist, 
sind die Kosten unter den weiteren Voraus-
setzungen als Betriebsausgaben abzugs 
fähig (55 EUR/1,19 = 46,22 EUR).

Quelle: BMF-Schreiben vom 12.7.2024,  
Az. III C 3 - S 7015/23/10002 :001  
zur Anpassung des Umsatzsteuer- 
Anwendungserlasses

Für Unternehmer

Informationen zur Wirtschafts-Identifikationsnummer
Ab November 2024 wird jedem wirtschaft-
lich Tätigen durch das Bundeszentralamt 
für Steuern (BZSt) die Wirtschafts-Identi
fikationsnummer stufenweise ohne Antrag-
stellung zugeteilt. Das hat das BZSt am 
12.8.2024 mitgeteilt.

Hintergrund: Die Wirtschafts-Identifika
tionsnummer dient als einheitliches und 
dauerhaftes Identifizierungsmerkmal und 
gilt zugleich als bundeseinheitliche Wirt-
schaftsnummer nach dem Unternehmens-
basisdatenregister. Durch sie sollen 
elektronische Datenverarbeitungen regis
terübergreifend verbessert und wirtschaft
licher gestaltet werden.

Auf diese Punkte geht das BZSt unter  
www.bzst.de/widnr näher ein:

· ��Aufbau und Vergabe der Wirtschafts- 
Identifikationsnummer, 

· ��Abgrenzung zur Steuernummer,  
Identifikationsnummer, Umsatzsteuer- 
Identifikationsnummer sowie zur bundes-
einheitlichen Wirtschaftsnummer,

· ��Mitteilung der Wirtschafts- 
Identifikationsnummer,

· ��Informationen zum Datenschutz.

Einen Fragen-Antworten-Katalog  
finden Sie unter www.iww.de/s11451.

Wer bis Ende November 2024 noch keine 
Wirtschafts-Identifikationsnummer erhalten 
hat, hat dadurch keinen Nachteil. Denn eine 
Angabe in steuerlichen Erklärungsvordru-
cken ist bis zum Abschluss der erstmaligen 
Vergabe optional.

Quelle: BZSt online,  
unter www.iww.de/s11452

Für Arbeitgeber

Gesamtübersicht über  
die Kaufkraftzuschläge
Arbeitgeber, die Arbeitnehmer ins  
Ausland entsenden, können die höheren 
Lebenshaltungskosten durch Zahlung  
eines Kaufkraftzuschlags steuerfrei  
abgelten (§ 3 Nr. 64 Einkommensteuer
gesetz). 

Das Bundesfinanzministerium  
(Schreiben vom 10.7.2024, Az. IV C 5 -  
S 2341/24/10001 :002) hat nun die  
Gesamtübersicht über die Kaufkraft- 
zuschläge zum 1.7.2024 (mit Zeitraum  
ab 1.1.2020) veröffentlicht.

Für Arbeitnehmer

Entfernungspauschale:  
Erhöhung nur ab dem  
21. Kilometer ist nicht  
verfassungswidrig 
Für 2022 bis 2026 gilt ab dem 21. Ent- 
fernungskilometer eine erhöhte Entfer-
nungspauschale i. H. von 0,38 EUR.  
Für die ersten 20 Kilometer erfolgte indes 
keine Anpassung (weiterhin 0,30 EUR).

Dagegen hatte ein Arbeitnehmer geklagt. 
Denn wegen seiner geringen Entfernung 
(acht Kilometer zwischen Wohnung und 
erster Tätigkeitsstätte) partizipierte er von 
der Erhöhung nicht. 

Die Klage hatte jedoch keinen Erfolg. Denn 
das Finanzgericht Berlin-Brandenburg 
(Urteil vom 20.3.2024, Az. 16 K 16092/23) 
hält die Neuregelung nicht für verfassungs-
widrig. 

Das Finanzgericht hatte jedoch die Revision 
wegen grundsätzlicher Bedeutung zugelas-
sen. Doch leider wurde sie nicht eingelegt, 
sodass das Urteil rechtskräftig ist.
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Arbeitsrecht

Einstweilige Verfügung:  
Schwerbehinderter Arbeitnehmer hat Anspruch auf eine stufenweise Wiedereingliederung
Das Arbeitsgericht (ArbG) Aachen hat in 
einem einstweiligen Verfügungsverfahren 
entschieden, dass ein schwerbehinderter 
Arbeitnehmer Anspruch auf die Durch- 
führung einer stufenweisen Wiederein- 
gliederung gegenüber seiner Arbeitgeberin 
hat. Er darf diesen auch im Wege eines 
einstweiligen Verfügungsverfahrens durch- 
setzen.

Das war geschehen

Der schwerbehinderte Arbeitnehmer ist  
seit September 1988 bei der Arbeitgeberin 
– einem Unternehmen, das Bauelemente 
herstellt und vertreibt, – als Verkaufs- und 
Vertriebsleiter tätig. Er ist wegen eines 
Hirntumors seit April 2023 durchgehend 
arbeitsunfähig erkrankt und war bis zum 
10.4.2024 fahruntüchtig. 

Das Arbeitsverhältnis der Parteien wird 
nach Erreichen der Regelaltersgrenze des

Arbeitnehmers mit dem Ablauf des Monats 
Oktober 2024 enden. 

Mit seinem Antrag auf Erlass einer einst-
weiligen Verfügung begehrte der Arbeitneh-
mer, ihn ab Mitte März 2024 entsprechend 
einem ärztlichen Wiedereingliederungs- 
plan nach dem sog. „Hamburger Modell“  
zu beschäftigen, um zeitnah an seinen 
Arbeitsplatz zurückkehren zu können.

Fehlende Fahrtüchtigkeit steht  
Wiedereingliederung nicht im Weg

Das ArbG gab dem Antrag des schwer
behinderten Arbeitnehmers statt, da die 
Arbeitgeberin verpflichtet sei, an der stufen-
weisen Wiedereingliederung mitzuwirken.

Dem stehe die fehlende Fahrtüchtigkeit des 
Arbeitnehmers nicht entgegen. Der Arbeit-
nehmer könne während der Fahruntüchtig-
keit zu Beginn der Wiedereingliederung 

zunächst seinem Aufgabenprofil ent
sprechende Büroarbeiten erledigen.

Sache ist eilbedürftig

Die für den Erlass einer einstweiligen 
Verfügung besondere Eilbedürftigkeit ergab 
sich nach Auffassung des Arbeitsgerichts 
daraus, dass der schwerbehinderte Arbeit-
nehmer auf die zeitnahe Wiedereingliede-
rung angewiesen sei. 

Demgegenüber würde eine Versagung der 
Wiedereingliederung den Teilhabeanspruch 
des schwerbehinderten Arbeitnehmers  
am Erwerbsleben vereiteln oder jedenfalls 
erheblich erschweren. Auch der nahe 
Renteneintritt des Arbeitnehmers ändert 
nach Ansicht des ArbG nichts am Eilbe
dürfnis.

Quelle:ArbG Aachen,  
Urteil vom 12.3.2024, 2 Ga 6/24, PM 1/24
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Langzeitarbeitslosigkeit:  
Fehlender Arbeitsantritt als sozialwidriges Verhalten?
Die unterlassene Aufnahme einer Arbeit  
ist kein sozialwidriges Verhalten, wenn das 
Jobcenter den Betroffenen „allein lässt“  
und nicht die nötige Hilfe leistet. Das  
hat das Landessozialgericht (LSG) Nieder-
sachsen-Bremen entschieden.

Langzeitarbeitsloser  
bewarb sich jahrelang erfolglos

Zugrunde lag das Verfahren eines Langzeit-
arbeitslosen, der bis 2003 als Buchhalter 
gearbeitet hatte. Hiernach folgten Zeiten  
der Arbeitslosigkeit und verschiedene 
Hilfsarbeiten. Der Mann bewarb sich viele 
Jahre erfolglos als Buchhalter, bis das 
Jobcenter schließlich ab 2017 keine weite-
ren Fahrtkosten zu Vorstellungsgesprächen 
übernahm. Es müsse ein Strategiewechsel 
stattfinden, insbesondere weil Bewerbungen 

als Buchhalter nach so langer Zeit nicht 
mehr erfolgversprechend seien. Überra-
schend erhielt der Mann dennoch 2019 
einen Arbeitsvertrag als Buchhalter bei 
einer Behörde in Düsseldorf. Zur Arbeits-
aufnahme kam es jedoch nicht, weil das 
Jobcenter die Übernahme der Mietkaution 
für eine neue Wohnung ablehnte und er 
deshalb nicht umziehen konnte.

Kein Verschulden des Arbeitslosen

2020 machte das Jobcenter gegenüber dem 
Mann eine Erstattungsforderung wegen 
sozialwidrigen Verhaltens geltend, da er 
nicht zum Einstellungstermin erschienen 
sei. Er müsse daher Grundsicherungsleis-
tungen von rd. 6.800 Euro erstatten. Hier
gegen klagte der Mann. Den Mietvertrag in 
Düsseldorf habe er nicht unterschrieben, 

weil er kein Geld für die Kaution gehabt 
habe und noch nicht aus seinem alten 
Mietvertrag entlassen gewesen sei. 

Das LSG hat die Rechtsauffassung des 
Klägers bestätigt. Der Nichtantritt einer 
außerhalb des Tagespendelbereichs ge
legenen Arbeitsstelle stelle kein sozial
widriges Verhalten im Sinne eines objek
tiven Unwerturteils dar, wenn der Arbeit- 
suchende am künftigen Beschäftigungsort 
keine Wohnung anmieten könne, weil ihm 
selbst die Mittel für eine Mietkaution fehlten 
und das Jobcenter die Übernahme der 
Mietkaution abgelehnt habe.

Quelle: LSG Niedersachsen-Bremen,  
Urteil vom 26.1.2023, L 11 AS 336/21
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Steuertermine 

Fälligkeit:  
USt, LSt = 11.11.2024 
GewSt, GrundSt = 15.11.2024

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):  
USt, LSt = 14.11.2024 
GewSt, GrundSt = 18.11.2024

Scheckzahlungen:  
Bei Scheckzahlung muss der Scheck dem Finanzamt  
spätestens drei Tage vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

Beiträge Sozialversicherung Fälligkeit Beiträge 11/2024 = 27.11.2024

Verbraucherpreisindex (BRD) 
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

8/23 1/24 4/24 8/24
+ 6,4 % + 3,1 % + 2,4 % + 1,9 %

Erbrecht

Gemeinschaftliches Testament:  
Beide Ehegatten müssen testierfähig sein
Zur Errichtung eines wirksamen gemein-
schaftlichen Testaments müssen beide 
Ehegatten testierfähig sein. So entschied  
es das Oberlandesgericht (OLG) Celle.

Das war geschehen

Die beiden Ehegatten hatten sich durch 
gemeinschaftliches Testament gegenseitig 
als Alleinerben eingesetzt. Dieses Testa-
ment wurde von der Ehefrau eigenhändig 
geschrieben und unterschrieben sowie  
vom Erblasser eigenhändig unterschrieben. 
Mit einer Ergänzung dieses Testaments, 
errichtet in gleicher Weise, ordneten die 
Ehegatten später eine Vor- und Nacherb-
schaft dergestalt an, dass der überlebende 
Ehegatte befreiter Vorerbe und ihre ge- 
meinsame Tochter Nacherbin sein sollte. 
Bereits zwei Jahre vor dieser Ergänzung  
des Testaments wurde die Ehefrau wegen 
einer Demenzerkrankung in einem Pflege-
heim untergebracht. Ein Jahr vor der Er- 
gänzung des gemeinschaftlichen Testa-
ments tötete der Erblasser seine Schwester 
und wurde in einer geschlossenen Psychiat-
rie untergebracht, in der er sich das Leben 
nehmen wollte.

Nach dessen Tod beantragte die überleben-
de Ehefrau, vertreten durch ihre Tochter, 
einen Erbschein des Inhalts, dass sie 
alleinige befreite Vorerbin des Erblassers 
geworden sei und die Nacherbfolge der 
Tochter nach ihrem Tod als Vorerbin ein
trete. Sie hat sich zur Begründung ihres 

Antrags auf die beiden letzten gemein-
schaftlichen Testamente gestützt. Der 
gemeinsame Sohn der Ehegatten ist dem 
Antrag entgegengetreten. Er begründete 
dies damit, sowohl der Erblasser als auch 
die Antragstellerin seien zum Zeitpunkt der 
Errichtung beider Testamente testierunfähig 
gewesen.

Nachlassgericht deutete Testamente um

Das Nachlassgericht ist nach Einholung 
eines Sachverständigengutachtens zur 
Überzeugung gelangt, dass die Antragstel-
lerin testierunfähig gewesen ist. Bezogen 
auf den Erblasser hat sich hingegen nicht 
die Überzeugung von einer Testierunfähig-
keit zum Zeitpunkt der Errichtung der 
vorgenannten Testamente gebildet. Die 
Testamente könnten jeweils in ein Einzel-
testament des Erblassers umgedeutet 
werden, weshalb es die für die Erteilung  
des Erbscheins erforderlichen Tatsachen  
für festgestellt erachtet hat. Gegen diese 
Entscheidung wandte sich der Sohn der 
Ehegatten mit der Beschwerde und be- 
gehrte die Zurückweisung des Erbscheins-
antrages.

So sah es das Oberlandesgericht

Das OLG hat den Antrag auf Erteilung des 
Erbscheins zurückgewiesen und ausge- 
führt, dass die zur Erteilung des Erbscheins 
erforderlichen Tatsachen nicht für festge-
stellt zu erachten seien.

Ein wirksames gemeinschaftliches Ehe
gattentestament setze voraus, dass beide 
Ehegatten bei der Testamentserrichtung 
testierfähig sind. Ein Testament könne nicht 
errichten, wer wegen krankhafter Störung 
der Geistestätigkeit, Geistesschwäche oder 
wegen Bewusstseinsstörungen nicht in der 
Lage ist, die Bedeutung einer von ihm 
abgegebenen Willenserklärung einzusehen 
und nach dieser Einsicht zu handeln. Da ein 
gemeinschaftliches Testament vom Willen 
beider Eheleute getragen sei, erfordere  
eine wirksame Verfügung von Todes wegen 
die Testierfähigkeit eines jeden Ehegatten. 
Daran fehle es bei einem Ehegatten, wes-
halb der Antrag auf Erteilung des Erb-
scheins zurückzuweisen sei.

Eine Umdeutung des unwirksamen gemein-
schaftlichen Testaments in ein Einzeltesta-
ment des Erblassers komme hier nicht in 
Betracht, weil der Erblasser die getroffenen 
Anordnungen nicht eigenhändig geschrie-
ben, sondern den von der Antragstellerin 
geschriebenen Text nur unterschrieben 
habe. 

Die Umdeutung als Einzeltestament  
komme hier nur für den Teil in Betracht,  
der die Verfügung eigenhändig – hier also 
die Antragstellerin – niedergelegt habe.

Quelle: OLG Celle,  
Urteil vom 14.3.2024, 6 W 106/23,  
Abruf-Nr.242166 unter www.iww.de




